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Zum fünfzigsten Mal jährt sich in diesem Jahr
der Volksaufstand vom 17. Juni 1953, dem ne-
ben dem 13. August 1961 und dem 9. No-
vember 1989 wohl bekanntesten und mar-
kantesten Datum der Geschichte der DDR.
Aus diesem Anlaß veranstalteten das Zen-
trum für Zeithistorische Forschung Potsdam
(ZZF) und das Institut für Zeitgeschichte
München-Berlin (IfZ) eine wissenschaftliche
Tagung zum Thema „Der 17. Juni 1953 und
die Krisengeschichte des ‚realsozialistischen’
Systems“. Wie der Titel schon andeutet, be-
schränkte sich die Konferenz nicht auf die -
bereits recht gut erforschten - Ereignisse des
Volksaufstands und seine Vorgeschichte. Viel-
mehr war es ein Ziel der Tagung, den 17. Ju-
ni in den Kontext einer Krisengeschichte der
osteuropäischen sozialistischen Staaten ein-
zuordnen und eine vergleichende Perspektive
- sowohl auf synchroner als auch auf diachro-
ner Ebene - auf den Volksaufstand zu eröff-
nen.

Nach Begrüßung und Einführung durch
Udo Wengst (IfZ) und Christoph Kleßmann
(ZZF) begann die Tagung mit einem Vortrag
von Karl Schlögel (Europa-Universität Viad-
rina Frankfurt/Oder), der eingangs beklag-
te, der 17. Juni sei im vereinigten Deutsch-
land ein vernachlässigtes Datum geworden,
seit er vom „künstlichen Datum“ des 3. Ok-
tober als „Tag der Deutschen Einheit“ abge-
löst wurde. Schlögel warnte davor, eine direk-
te Kontinuitätslinie von 1953 über 1956, 1968,
1970 und 1980 bis 1989 im Sinne einer Deu-
tung des 17. Juni als Auftakt einer Kette von
Revolten gegen die Sowjetherrschaft zu zie-
hen. Statt dessen plädierte er für eine Wieder-
gewinnung des historischen „Erfahrungsho-
rizontes“ des 17. Juni, für eine Rückkehr zu
Ort, Zeit und Akteuren des Volksaufstands.
Zudem problematisierte Schlögel die Anwen-

dung des Krisenbegriffs auf die sozialisti-
schen Staaten; wann, so fragte er rhetorisch,
sei der Sozialismus ohne Krise gewesen?

Die erste Sektion der Konferenz wandte
sich zunächst einigen bisher wenig beleuch-
teten Aspekten des 17. Juni und seines un-
mittelbaren historischen Umfelds zu, bevor
in den folgenden Sektionen Vergleiche zu
anderen Krisen gezogen wurden. Zunächst
sprach Elke Scherstjanoi (IfZ) über „Wirt-
schaftspolitische Fehlentscheidungen im Vor-
feld der Junikrise“, wobei sie sich auf den
Zeitraum zwischen Sommer 1952 und Mitte
April 1953 konzentrierte. Auf der Basis so-
wjetischer und deutscher Quellen untermau-
erte sie ihre These, daß die SED und die
Sowjetische Kontrollkommission keineswegs
ahnungslos in die Krise „hineingeschlittert“
seien. Vielmehr sei die Eskalation der Ereig-
nisse im Jahre 1953 ein Ergebnis „untaug-
licher Krisenprävention“ gewesen, die un-
ter anderem auf die mangelhafte Kommu-
nikation zwischen Berlin und Moskau um
die Jahreswende 1952/53 zurückzuführen sei.
Im Anschluß machte Michael Schwartz (IfZ)
auf einen wenig bekannten Konflikt zwischen
dem SED-Regime und den Schwerbeschädig-
ten im Vorfeld des 17. Juni aufmerksam. Die
Auseinandersetzung um die Aufhebung der
Fahrpreisermäßigung für diese auf den ers-
ten Blick schwach erscheinende Randgruppe
wurde nicht spontan auf der Straße, sondern
institutionell organisiert über die Gewerk-
schaften ausgetragen. Insofern, so Schwartz,
sei dieser Konflikt „systemkonform kanali-
siert“ gewesen und konnte noch vor dem
Ausbruch des Volksaufstands behoben wer-
den. Henrik Bispinck (IfZ) beleuchtete in sei-
nem Vortrag den Zusammenhang von dras-
tisch zunehmender Fluchtbewegung, „Neu-
em Kurs“ und Juniaufstand. Dabei vertrat er
u.a. die These, daß Fluchtbewegung und öf-
fentlicher Protest - anders als 1989 - im Jahr
1953 nicht zusammenwirkten, sondern weit-
gehend voneinander unabhängige Sympto-
me der politischen und gesellschaftlichen Kri-
se darstellten. Dierk Hoffmann (IfZ) nahm
zum Abschluß der Sektion die Person Otto
Grotewohls und seine Rolle im Politbüro im
Umfeld der Juni-Krise in den Blick. Die Zu-
rückhaltung, die der DDR-Ministerpräsident
im Konflikt zwischen Ulbricht und der so-
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genannten Herrnstadt-Zaisser-Gruppe an den
Tag legte, führte Hoffmann zum einen auf
dessen Furcht vor einer weiteren Isolation in-
nerhalb der Parteispitze zurück, zum anderen
auf seine Scheu vor Konflikten, die schon vor
1945 ein Charakteristikum seines politischen
Handelns gewesen sei.

Im Zusammenhang mit der Tagung fand
am Abend des 3. April in Kooperation mit der
Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
eine Podiumsdiskussion zum Thema „Verges-
sene Revolten? Die Aufstände in den real-
sozialistischen Ländern als Teil der europäi-
schen Demokratiegeschichte“ statt. Vier His-
toriker und Zeitzeugen aus vier verschie-
denen Ländern, Mária Schmidt (Haus des
Terrors, Budapest), Michal Reimann (Karls-
Universität, Prag), Krzysztof Ruchniewicz
(Universität Breslau) und Rainer Eppelmann
(MdB, Stiftung Aufarbeitung, Berlin) waren
dazu eingeladen, gemeinsam mit dem Publi-
kum über die Rolle der Volksaufstände inner-
halb der jeweiligen nationalen Erinnerungs-
kultur zu diskutieren. Alle vier Teilnehmer
des Podiums hoben die Bedeutung hervor,
die die Erinnerung an frühere Bevölkerungs-
proteste für die politischen Umwälzungspro-
zesse am Ende des 20. Jahrhunderts gehabt
hätten, wobei sie diese jedoch unterschied-
lich gewichteten. Während Schmidt die Be-
deutung der Erinnerung an den Aufstand
von 1956 für die ungarische Demokratiebe-
wegung sehr hoch veranschlagte und Eppe-
lmann sogar die These wagte, ohne den 17.
Juni sei die Revolution von 1989 „nicht denk-
bar“ gewesen, wies Reimann darauf hin, der
„Prager Frühling“ sei während des Umbruchs
1989/90 zwar zunächst sehr präsent gewesen,
im Laufe der Zeit aber allmählich in den Hin-
tergrund getreten. Ruchniewicz hob eine Be-
sonderheit der Situation in Polen hervor, wo
es - im Gegensatz zu den anderen Ländern
- mit der Kirche einen Raum gegeben habe,
in dem sich „anderes Denken“ habe entfal-
ten können. Die Erinnerung an die vergange-
nen Krisen und Konflikte spiele seit dem Um-
bruch von 1989/90 eine abnehmende Rolle
und würde von einer wachsenden „Sehnsucht
nach Normalität“ an den Rand gedrängt.

Unter dem Motto „Krisen und Krisenma-
nagement im Vergleich“ entwickelte die Auf-
taktsektion des zweiten Konferenztages eine

Vergleichsperspektive auf die Krisenprozesse
im realen Sozialismus. André Steiner (ZZF)
ging mit seinem wirtschaftshistorischen Bei-
trag am Beispiel der DDR der Frage nach,
welche Ursachen letztlich konstitutiv für wirt-
schaftliche Krisensituationen im realen Sozi-
alismus waren. Seine Analyse zielte auf die
der Wirtschaftsentwicklung in der DDR zu-
grundeliegenden Zyklen, wobei er dem Ver-
hältnis von endogenen und exogenen Krisen-
faktoren besondere Aufmerksamkeit widme-
te. Als wirtschaftliche Krisensituationen las-
sen sich demnach die Jahre 1953, 1956, 1961,
1971, 1976, 1982 und die Niedergangsphase
der DDR identifizieren. Von ihrem Charakter
her seien die Wirtschaftskrisen im realen Sozi-
alismus als politisch-wirtschaftliche Krisen zu
verstehen.

Im Rahmen der zentral gelenkten Wirt-
schaften des Ostblocks wurde jeweils die Ka-
pitalakkumulation begünstigt, nicht zuletzt
durch den Systemwettbewerb. Der Wunsch
der Parteiführungen, die Entwicklung in ih-
ren Ländern zu beschleunigen, verstärkte die-
se Tendenz. Solche Investitionsschübe kenn-
zeichnen nach Steiner die „Startphase“ der
von ihm untersuchten Fluktuationsbewegun-
gen. Die Vielzahl der Vorhaben führte in ei-
ner „Erhitzungsphase“ zu steigenden Inves-
titionskosten, Arbeitskräftemangel, und ei-
ner Verschlechterung der Außenhandelsbi-
lanz. Die Konkurrenz der Betriebe um die
knappen Arbeitskräfte und damit verbunde-
ne Lohnanreize führten in den Mangelgesell-
schaften des realen Sozialismus zu regelmä-
ßigen Verwerfungen im konsumtiven Bereich
(Kaufkraftüberhang, Mangel an höherwerti-
gen Konsumgütern, hoher Beschaffungsauf-
wand) mit entsprechenden Rückwirkungen
auf die Arbeitsproduktivität und Motivation
der Beschäftigten. Unruhen in der Bevölke-
rung wie am 17. Juni 1953 leiteten eine Pha-
se der „Krise“ ein. Sie zwang die politische
Machtelite und die Entscheidungsträger im
Bereich der Wirtschaft zu Korrekturen im Be-
reich der Investitionen zugunsten der Kon-
sumgüterproduktion.

Eine vergleichende Untersuchung der Kri-
senprozesse in den verschiedenen Ländern
des realen Sozialismus regte Jürgen Danyel
(ZZF) mit seinem Beitrag zum „Krisenma-
nagement der SED 1953, der KPC 1968 und
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der PVAP 1980/81“ an. Krisensituationen im
realen Sozialismus seien immer politisch in-
duziert gewesen, d.h. sie wurden durch kon-
krete Eingriffe der Macht- und Funktions-
eliten in gesellschaftliche Prozesse ausgelöst.
Aufgrund der stark zentralisierten Strukturen
des Systems schlugen die krisenauslösenden
Entscheidungen relativ schnell auf weite Be-
reiche der Gesellschaft durch. Einzelne Maß-
nahmen wirkten dabei oft als ein Katalysator,
durch den die Wahrnehmung anderer negati-
ver Züge des Systems verstärkt wurde. Feh-
lende soziale Differenzierungen trugen eben-
falls zur schnellen Verbreitung von Unruhen
bei. Sowohl die polnische Streikbewegung im
Sommer 1980 als auch die schnelle Ausbrei-
tung der Proteste in den Tagen um den 17.
Juni 1953 in der DDR gehorchte diesem Sze-
nario. Deutliche Parallelen wiesen auch die
sozialen Unruhen in der Tschechoslowakei
im Zusammenhang mit der Währungsreform
vom Mai 1953 auf. Regional und sektoral be-
grenzte Konflikte wurden in den realsozialis-
tischen Gesellschaften aufgrund der geringen
Regelungskompetenz der lokalen Eliten sehr
schnell zentralisiert. Insofern hätten Krisensi-
tuationen den ohnehin hohen Entscheidungs-
druck auf die politische Machtelite noch ein-
mal verstärkt. Danyel illustrierte am Beispiel
der internen Diskussion der SED im Juni
1953, des hektischen Aktivismus der PVAP-
Führung in der Streikphase 1980 und der Si-
tuation der KPC während des Prager Früh-
lings die Effekte dieser Lähmung des Macht-
zentrums. Hinzu sei in allen Fällen die gering
entwickelte Fähigkeit der Parteikader gekom-
men, mit offenen Krisensituationen umzuge-
hen.

In seinem Kommentar unterstrich Jiri Per-
nes (Institut für Zeitgeschichte, Prag) den
Nutzen vergleichender Analysen, indem er
auf Parallelen zwischen den Krisensituatio-
nen in der DDR und der Tschechoslowakei
im Jahre 1953 verwies. Auch in dem Nach-
barland der DDR sei es 1953 im Gefolge der
Währungsreform zu offenen sozialen Unru-
hen gekommen. Pernes verwies in diesem Zu-
sammenhang besonders auf die Ereignisse in
Pilsen, wo die größten Demonstrationen statt-
fanden. Die Ereignisse in der DDR seien von
der tschechoslowakischen Öffentlichkeit und
nicht zuletzt von der politischen Führung der

Tschechoslowakei mit großer Aufmerksam-
keit wahrgenommen worden.

In der nachfolgenden Sektion zu den sow-
jetischen und westlichen Reaktionen auf die
Krisen im Ostblock beschrieb Hermann Went-
ker (IfZ) in seinem Vortrag die Erschütterun-
gen von 1953, 1956, 1968 und 1980/81 als
Krisen des sowjetischen Imperiums. Die Sor-
ge um dessen Erhalt veranlaßte die Führung
in Moskau nach Stalins Tod dazu, die Ost-
blockstaaten nicht nur zu eigenen Reformen
zu drängen, sondern auch dazu, ihr Verhält-
nis zu diesen zu ändern. Moskau leitete nach
zögerlichen Anfängen 1953 daher 1956 einen
Prozeß der „Entsatellisierung“ ein, der die
Entstalinisierung im Innern begleiten sollte.
Diese Absicht ließ sich indes nicht verwirk-
lichen, da die Niederschlagung der Aufstän-
de von 1953 und 1956 zur Etablierung bzw.
Festigung strukturkonservativer und zuneh-
mend selbstbewußter Parteiführungen führ-
te. Im Verlauf der sechziger Jahre lockerte
sich daher der sowjetische Griff über Osteuro-
pa. Die gewachsene Bedeutung der Ostblock-
staaten spiegelte sich 1968 in den zahlreichen
Konsultationen der „Fünfergruppe“ im Ost-
block unter sowjetischer Führung angesichts
des „Prager Frühlings“. 1980/81 kam es le-
diglich zu einer formalen Konsultation. Denn
anders als 1968 schied damals eine militäri-
sche Option für die Sowjetunion aus, und sie
konnte die Fäden nur dadurch in der Hand
behalten, daß sie auf die Einberufung von
Spitzentreffen verzichtete. Die Überdehnung
der sowjetischen Ressourcen engte den sowje-
tischen Handlungsspielraum zunehmend ein
und kündigte bereits 1980/81 den Zerfall des
Imperiums an.

Bernd Stöver (ZZF) fragte in seinem Refe-
rat nach den Formen der Einflußnahme und
den Reaktionen der Vereinigten Staaten auf
die Aufstände von 1953 und 1956 in der
Tschechoslowakei, der DDR, Polen und Un-
garn. Die Perzeptionen und Aktivitäten der
USA stellte er in den Zusammenhang der von
dort betriebenen „Liberation Policy“. Die Be-
freiungspolitik fand jedoch dort ihre Gren-
ze, wo die Gefahr bestand, daß durch Un-
terstützung der Aufstandsbewegungen mili-
tärische Verwicklungen und möglicherweise
ein Dritter Weltkrieg ausgelöst würden. Da-
her verhielt sich Eisenhower in der Krise von
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1953 - anders als die bisherige Rhetorik er-
warten ließ - äußerst attentistisch. Aufgrund
von internen Planungspapieren schloß Stöver,
daß die USA die explosive Stimmung in den
Ostblockländern nach 1953 konsequent wei-
ter nutzen wollten. Dennoch reagierte die US-
Regierung auf die Aufstände von 1956 fast
genauso wie 1953. Washington entschloß sich
jedenfalls, ungeachtet aller Planungsoptionen
des Nationalen Sicherheitsrats, die Situati-
on nicht durch Unterstützung der Aufstän-
dischen zu verschärfen. Christian Ostermann
(Cold War International History Project, Wa-
shington, D.C.) merkte in seinem Kommen-
tar unter anderem kritisch an, daß man Pla-
nungspapiere nicht mit konkreter Politik ver-
wechseln dürfe; auch seien die Auswirkun-
gen der Liberation Policy auf Osteuropa nur
schwer zu fassen.

In der Sektion „Protestformen im realen So-
zialismus - Dynamik und soziale Trägergrup-
pen“ stellte Peter Hübner (ZZF) in seinem
Referat zum Konfliktverhalten der Arbeiter
zwei Merkmale im Interessenkonflikt zwi-
schen spezifischen Gruppen und der Allge-
meinheit heraus. Zum einen wurde die durch
festgelegte, zentrale Pläne manifeste Unmög-
lichkeit der Überbrückung von Interessensge-
gensätzen auf der Makroebene in der DDR
durch lokale Netzwerke von Entscheidungs-
trägern und Arbeitern zumindest teilweise
aufgehoben, häufig in Form von Verhand-
lungen und daraus folgenden Kompromis-
sen. Zum anderen läßt sich bei Arbeitskon-
flikten ein Zusammenhang zwischen Kon-
fliktbereitschaft und Tätigkeitsgruppen fest-
stellen: Weniger qualifizierte Arbeiter zeig-
ten im realen Sozialismus eine deutlich grö-
ßere Streikbereitschaft als höher qualifizierte.
Auch die Ausprägung der „industriellen So-
zialisation“ spielte im Konfliktverhalten eine
wichtige Rolle. So zeigten Beschäftigte aus ei-
nem agrarischen Umfeld offenbar eine größe-
re Neigung zu spontanem Protest und zu ge-
walttätigen Aktionen, als solche Beschäftigte,
die bereits von Anbeginn im industriellen Mi-
lieu verwurzelt waren.

Thomas Lindenberger (ZZF) beschäftigte
sich in seinem Vortrag mit dem Volksaufstand
des 17 . Juni 1953 aus der Perspektive der
historischen Protestforschung. Drei Richtun-
gen zeigte er auf, durch die ein Erkenntnis-

gewinn für die Analyse des Volksaufstandes
mit Hilfe der „crowd history“ möglich sein
könnte. Ein genauere Untersuchung der Zu-
sammensetzung der Menschenmassen zeigt,
daß zwei gesellschaftliche Schichten maßgeb-
lich am Aufstand beteiligt waren: Arbeiter mit
sozialökonomischen Forderungen und Ange-
hörige der Mittelschicht, die die versproche-
nen Haftentlassungen von Angehörigen ein-
forderten. Junge Männer (Jugendliche, „Row-
dys“) nahmen dabei die Rolle von „Konflikt-
Katalysatoren“ ein. Ein weiterer Punkt, der
mehr Aufmerksamkeit verdient, ist die Art
der Sachbeschädigung, wie z. B. das kollekti-
ve Stürmen eines HO-Ladens. Dies markiert
eine gemeinsame Grenzüberschreitung und
steht so als Symbol für die Gemeinsamkeit
der Protestierenden. Schließlich lassen sich
aus der Interaktion zwischen Protestierenden
und Staatsmacht sowohl die politischen „Ad-
hoc-„Programme“ der Masse wie auch das
Kalkül der Ordnungsmacht ablesen.

Am Beispiel Polens zeichnete Krysztof
Ruchniewicz (Universität Breslau) die ver-
schiedenen Oppositionsgenerationen im Sozi-
alismus nach, die er nach zwei Zeitabschnit-
ten differenzierte. In der Periode bis 1956 war
zunächst die einzige legale Opposition Po-
lens aktiv, die zwei Jahre nach Kriegsende zer-
schlagen wurde. Bis 1955 folgte eine anhalten-
de Repressionswelle, in der kleine, unorgani-
sierte Gruppen von Jugendlichen in Form von
Sabotageaktionen gegen das Regime Wider-
stand leisteten. Mit dem Einsetzen des „Tau-
wetters“ entstand ein neues, diesmal inner-
parteiliches Forum der Opposition, die so ge-
nannten „Revisionisten“, die sich nach ih-
rer Niederlage im ideologischen Machtkampf
fast vollständig von der kommunistischen
Ideologie abwandten. Trotzdem wurden die
Revisionisten Vorbild für andere Oppositio-
nelle, wie für die Studenten von 1968 und für
die Arbeiter von 1970, die zunächst neben-
einander agierten. Zum Wegbereiter für die
intensive Zusammenarbeit der Oppositions-
gruppen, wie sie dann in den achtziger Jahren
zu erleben war, wurde das „Komitee zur Ver-
teidigung der Arbeiter“, das alle gesellschaft-
lichen Gruppen in sich vereinte.

Oldrich Tuma (Institut für Zeitgeschichte,
Prag) zeigte in seinem Kommentar zu den
drei Referaten Parallelen zwischen dem Kon-

© Clio-online, and the author, all rights reserved.



Der 17. Juni 1953 und die Krisengeschichte des „realsozialistischen“ Systems

fliktverhalten der tschechoslowakischen und
der ostdeutschen Arbeiterschaft auf. Im Hin-
blick auf die beiden anderen Referate kam er
zu anderen Schlüssen, vor allem weil die Op-
positionsbewegungen in der Tschechoslowa-
kei grundsätzlich andere Zielrichtungen hat-
ten, die sich zudem im Lauf der Zeit radikal
änderten.

„Mediale Wahrnehmung und Erinnerungs-
muster“ der Krisen des Realsozialismus bilde-
ten den thematischen Fokus der letzten Sek-
tion. Hans-Hermann Hertle (ZZF) zeichnete
anhand eines Vergleichs der deutschen Er-
eignisse der Jahre 1953 und 1989 die Rolle
der Medien in Krisensituationen nach. Seine
Leitfrage war, inwieweit Funk und Fernse-
hen über das Geschehen authentisch berich-
teten, es also nur vermittelten, oder durch ih-
re Übertragung auslösend wirkten und den
Fortgang des Geschehens beeinflussen oder
gar steuern konnten. Die Ereignisse in der
DDR, 1953 ebenso wie 1989, bildeten inso-
fern eine Ausnahme im Vergleich mit den
anderen sozialistischen Ländern, als daß es,
mit den Medien der Bundesrepublik Deutsch-
land eine alternative Informationsquelle für
die Bevölkerung gab und die DDR-Führung
so keine volle Informationshoheit hatte. So
konnten die DDR-Bürger im Sommer und
Herbst 1989 erfahren, welche Szenen sich
beispielsweise in der Ost-Berliner Ständigen
Vertretung abspielten und erhielten den Be-
weis für die Möglichkeit solcher Aktionen;
auch verstärkte besonders das Fernsehen die
Forderungen der neu gegründeten Opposi-
tionsbewegung, deren Verbreitungsgrad an-
sonsten stark eingeschränkt war. Die Medi-
en hatten in der Anfangsphase des politi-
schen Umbruchs in der DDR durchaus ei-
ne verstärkende Wirkung, spielten jedoch kei-
neswegs eine auslösende, „revolutionieren-
de“ Rolle - im Gegensatz zu den Umständen,
die zum Mauerfall führten. Ganz anders die
Rolle des West-Rundfunks - Fernsehen spielte
1953 eine zu vernachlässigende Rolle -, beson-
ders des Rundfunks im amerikanischen Sek-
tor (RIAS) beim Volksaufstand vom 17. Ju-
ni 1953: Ideologisch in die amerikanische Be-
freiungspolitik eingebunden, thematisch mit
mehreren täglichen Sendungen speziell für
die Bürger der DDR ausgestattet und tech-
nisch fast überall in der Deutschen Demokra-

tischen Republik zu empfangen, reagierte der
RIAS als erster umfassend auf die Demons-
trationen im Berliner Ostsektor, was zweifels-
ohne für Zulauf sorgte. Auch die Forderun-
gen der Demonstranten bündelte der RIAS in
einem Katalog und verbreitete diesen bereits
am Abend des 16. Juni. Kommentare sowohl
von RIAS-Mitarbeitern als auch vom West-
Berliner DGB-Vorsitzenden Ernst Scharnow-
ski - am 17. Juni vor Arbeitsbeginn ausge-
strahlt - taten ein Übriges. Dadurch wurde
der Rundfunk im amerikanischen Sektor zu
einem Katalysator der Streikbewegung, oh-
ne den die flächendeckende Verbreitung des
Aufstandes in der gesamten DDR in diesem
Tempo nicht möglich gewesen wäre.

Rosalinde Sartorti (FU Berlin) fragte in ih-
rem Referat, inwieweit Bilder von Protest,
Widerstand und Revolte rückblickend durch
welche Medien vermittelt werden und wel-
che Bedeutung sie für die nationale Gedächt-
niskultur erlangen. Das wesentliche Charak-
teristikum der Protestbilder aus den sozia-
listischen Ländern sei die symbolische Ver-
dichtung des Geschehenen in wenigen Auf-
nahmen, die sich in drei Arten von Motiven
einteilen lassen: den Masse und Entschlos-
senheit signalisierenden Demonstrationszug,
den Kampf mit ungleichen Mitteln zwischen
staatlicher Macht und unbewaffnetem Volk
und den Bildersturm, dem Angriff auf die
Symbole staatlicher Macht und dem Setzen
neuer Zeichen. Besonders in Polen, Ungarn
und der Tschechoslowakei wurden diese Bil-
der des Aufruhrs zu einem zentralen, identi-
tätsstiftenden und vielfach in Spielfilmen zi-
tierten Moment der nationalen Gedächtnis-
kultur, zu einem wichtigen Bestandteil des vi-
suellen Gedächtnisses des jeweiligen Landes.

In seinem Kommentar wies László Varga
(Stadtarchiv Budapest) vor allem darauf hin,
dass die Wirkung des DDR-Volksaufstandes
auf die Revolution in Ungarn im Jahr 1956 nur
schwer zu messen und entsprechend kom-
pliziert zu bewerten ist. Die ungarischen Ta-
geszeitungen druckten 1953 im wesentlichen
TASS-Meldungen nach, in denen von einem
„faschistischen Putschversuch“ in der DDR
die Rede war. Ob und in welchem Maße west-
liche Radiosender wie Radio Free Europe da-
zu in der ungarischen Öffentlichkeit ein Ge-
gengewicht bilden konnten, sei ex post ge-
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nauso schwer zu beurteilen wie die Rolle
und Wirkung westlicher Rundfunkstationen
im ungarischen Aufstandsgeschehen 1956.

In der Schlussdiskussion der Tagung wur-
de noch einmal die Frage nach den Inhalten
und dem Ertrag einer vergleichenden Unter-
suchung der Aufstände und Krisenprozesse
in den sozialistischen Ländern aufgeworfen.
Dabei wurden wie schon in den einzelnen
Sektionen die sehr unterschiedlichen Erwar-
tungen der Tagungsteilnehmer an eine histo-
riographische Analyse des 17. Juni 1953 deut-
lich. Udo Wengst, der im Namen der Veran-
stalter eine erste Bilanz der Konferenz zog,
bewertete die mit der Tagung erreichte Er-
weiterung der Perspektive auf den 17. Juni
1953 als einen wichtigen Schritt zu einer eu-
ropäischen Kontextualisierung der Ereignisse
in der DDR. Gleichzeitig habe die Konferenz
dazu beigetragen, die methodischen Proble-
me vergleichender Untersuchungen der Kri-
senprozesse im realen Sozialismus herauszu-
arbeiten. In diesem Sinne verstehe sich die Ta-
gung als ein Anfang, der unbedingt fortge-
führt werden sollte. Karl Schlögel plädierte
nachdrücklich dafür, sich bei der vergleichen-
den Untersuchung der Aufstände und Bevöl-
kerungsproteste nicht nur auf die bekannten
großen Ereignisse, wie den 17. Juni 1953, den
Aufstand 1956 in Ungarn, den Prager Früh-
ling oder die polnische Streikbewegung zu
beschränken, sondern auch die vielen bislang
wenig oder gar nicht erforschten Aufstände
etwa in den sowjetischen Lagern einzubezie-
hen. Darüber hinaus müsse sich eine verglei-
chende Forschung stärker als dies bisher ge-
schehen sei mit dem Erbe der mittel- und ost-
europäischen Dissidentenbewegung ausein-
andersetzen, die Wichtiges und Unverzicht-
bares zur Aufarbeitung und Untersuchung
der Massenproteste in den Ländern des rea-
len Sozialismus geleistet habe.

Einig waren sich Referenten und Diskutan-
ten in der Schlussfolgerung, dass von der Ta-
gung ein Impuls zur Vernetzung der Forscher
in den verschiedenen Ländern ausgehen soll-
te. Solide vergleichende Forschung bedarf
neuer Formen der Kooperation, die die betei-
ligten Historiker ermuntert, die vorherrschen-
de nationalgeschichtliche Betrachtung ihres
Gegenstandes in Beziehung zu den Entwick-
lungen in den Nachbarländern zu setzen. In-

sofern sei mit der Konferenz der Weg in die
richtige Richtung eingeschlagen worden, aber
ein guter Teil der Wegstrecke erst noch zu be-
schreiten.

Tagungsbericht Der 17. Juni 1953 und die Kri-
sengeschichte des „realsozialistischen“ Systems.
03.04.2003 - 04.04.2003, Berlin, in: H-Soz-Kult
05.07.2003.
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